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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Müthling 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 119. Sitzung am 6. Septem- 
ber 1967 an den Finanzausschuß federführend und 
an den Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. 

Der Finanzausschuß hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen am 7. September, 5. Oktober, 12. Okto- 
ber, 19. Oktober, 20. Oktober, 9. November und 
29. November 1967 behandelt. Der mitberatende 
Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
16. November 1967 die vom Finanzausschuß erarbei- 
tete Fassung beraten. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen und der Ausschuß für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen 
haben gutachtlich zu dem Gesetzentwurf Stellung 
genommen. 

Allgemeines 

Das Zweite Steueränderungsgesetz 1967 ist, wie 
schon aus seinem Titel hervorgeht, Teil eines Ge- 
samtprogramms der Bundesregierung, das einmal 
die Ordnung der Bundesfinanzen und zum anderen 
Wachstum und Vollbeschäftigung bei Geldwertsta- 
bilität zum Ziele hat. Mit dem Zweiten Steuerände- 
rungsgesetz 1967 sollen die Einnahmen des Bun- 
des verbessert werden, ohne den Wachstumsprozeß 
der Wirtschaft zu beeinträchtigen; die vorgesehenen 
Steuererhöhungen treffen in erster Linie die Be- 
zieher höherer Einkommen und das Kreditgewerbe, 
bei dem Besteuerung und Ertragskraft nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht mehr in ange- 
messenem Verhältnis zueinander stehen. 


1. Ergänzungsabgabe 

Von der Ergänzungsabgabe werden — abgesehen 
von den ausnahmslos herangezogenen Körperschaf- 
ten — grundsätzlich nur Steuerpflichtige betroffen, 
deren zu versteuerndes Einkommen 16 020 DM und 
mehr bei Alleinstehenden und getrennt veranlagten 
Verheirateten und 32 040 DM und mehr bei zusam- 
men veranlagten Verheirateten und diesen steuer- 
lich gleichgestellten Verwitweten beträgt. Um Här- 
ten für Steuerpflichtige, deren zu versteuerndes 
Einkommen geringfügig die genannten Grenzen 
übersteigt, zu vermeiden, sieht der Gesetzentwurf 
Übergangsregelungen vor, die der Finanzausschuß 
zugunsten der Steuerpflichtigen verbessert hat. Die 
Bundesregierung nimmt an, daß von der Ergän- 
zungsabgabe etwa 50 000 Körperschaften und 
600 000 Einkommensteuerpflichtige erfaßt werden. 
Die zusätzliche Steuerbelastung durch die Ergän- 
zungsabgabe dürfte sich in engen Grenzen halten, so 
daß die Gewinnerwartungen der Unternehmer und 
das Konjunkturklima nicht ernstlich beeinträchtigt 
werden. Der Steuererhöhung wird durch zusätzliche 
öffentliche Investitionen im Rahmen des konjunk- 
turpolitischen Programms kontraktiv entgegen- 
gewirkt. 

Die Ergänzungsabgabe ist nach Artikel 106 Abs. 1 
Nr. 7 GG eine selbständige, gesondert von der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer zu erhe- 
bende Steuer; sie knüpft nur aus technischen Grün- 
den an die Einkommensteuer oder die Körperschaft- 
steuer an. Die Verwaltung der Ergänzungsabgabe 
obliegt den Landesfinanzbehörden, die insoweit im 
Auftrag des Bundes tätig werden. 
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Die Bundesregierung hat vorgeschlagen, die 
Ergänzungsabgabe unbefristet einzuführen; Vertre- 
ter der Bundesregierung haben jedoch verschiedent- 
lich darauf hingewiesen, daß die Ergänzungsabgabe 
als ein Instrument der mittelfristigen Finanzpla- 
nung anzusehen und entsprechend den Vorstellun- 
gen des Grundgesetzgebers ihrem Wesen nach ein 
Mittel zur Deckung des finanziellen Spitzenbedarfs 
des Bundes, (nicht jedoch ein Finanzierungsinstru- 
ment auf Dauer sein solle. 

Uber die Frage der Befristung der Ergänzungs- 
abgabe hat es — nicht nur im Finanzausschuß des 
Bundestages — erhebliche Auseinandersetzungen 
gegeben; die Frage wurde unter mehreren Aspek- 
ten diskutiert. Verfassungsrechtliche, fiskalische, 
politische und psychologische Motive spielten dabei 
eine Rolle. 

Im Finanzausschuß haben die Mitglieder der 
Fraktion der FDP der Einführung der Ergänzungs- 
abgabe widersprochen; sie lehnten in der augen- 
blicklichen Konjunkturlage jegliche Steuererhöhung 
ab; außerdem könnte ihrer Meinung nach der Bund 
seinen Haushalt durch weitere Ausgabenkürzungen 
ausgleichen. Für den Fall, daß eine Mehrheit die 
Einführung der Ergänzungsabgabe befürworte, setz- 
ten sich die Vertreter der Fraktion der FDP aus ver- 
fassungsrechtlichen Gründen dafür ein, sie nur für 
ein Jahr zu beschließen. Die Frage, ob der Bund 
zur Deckung seines Spitzenbedarfs auf die Ergän- 
zungsabgabe zurückgreifen müsse, könne nur von 
Jahr zu Jahr entschieden werden. Diese Frage sei 
bei der Beratung des jeweiligen Bundeshaushalts 
zu stellen, nicht jedoch im Rahmen der mittelfristi- 
gen Finanzplanung. Eine mittelfristige Finanzpla- 
nung könne immer nur Schätzungswerte und Richt- 
punkte enthalten; die konkreten Finanzbedürfnisse 
z. B. des Jahres 1971 ließen sich nicht exakt Vor- 
aussagen. 

Demgegenüber vertraten die Mitglieder der Frak- 
tion der SPD den Standpunkt, alle zur Verwirk- 
lichung der mittelfristigen Finanzplanung vorgese- 
henen Maßnahmen wären eine Einheit. Wenn z. B. 
für die Maßnahmen, die die Sozialausgaben des 
Bundes verringerten, keine Befristung beschlossen 
werde, dann könne dies auch nicht für eine Steuer 
gelten, die nur die Bezieher höherer Einkommen 
belaste. Unter psychologischen Gesichtspunkten 
bedeute die Ergänzungsabgabe einen Ausgleich für 
die Anhebung des Mehrwertsteuersatzes, die in 
ihrer Auswirkung auf die Preise die Bezieher 
niedrigerer Einkünfte am härtesten belaste. 

Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU nahmen 
eine Zwischenposition ein. Sie bejahten den Cha- 
rakter der Ergänzungsabgabe als eines Instruments 
zur Deckung des Spitzenbedarfs des Bundes im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung. Sie 
schlugen daher vor, sie auf vier Jahre zu beschrän- 
ken, da ihr Aufkommen in dieses Programm einge- 
plant und zum Ausgleich des Bundeshaushalts in 
den nächsten Jahren erforderlich sei. Anderseits 
sollte eindeutig klargestellt werden, daß die Ergän- 
zungsabgabe keine Steuerquelle des Bundes auf 
Dauer darstelle. Im übrigen sollten nach diesen 
Vorstellungen sozialpolitische Ziele besser durch 


Änderung des Einkommensteuertarifs als durch die 
Erhebung der Ergänzungsabgabe angestrebt wer- 
den. 

Der Finanzausschuß beschloß daher zunächst mit 
Mehrheit, die Ergänzungsabgabe auf die Dauer der 
mittelfristigen Finanzplanung bis zum Jahre 1971 
einschließlich zu befristen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß, der zu den 
materiellen Beschlüssen des Finanzausschusses aus 
seiner Sicht Stellung zu nehmen hatte, hat dem 
Gesetzentwurf in der vom Finanzausschuß erarbei- 
teten Fassung zugestimmt, ausgenommen § 11, den 
der Haushaltsausschuß in der Fassung der Regie- 
rungsvorlage wiederhergestellt sehen wollte. 

Der Finanzausschuß hatte nach der Geschäftsord- 
nung des Bundestages über die Stellungnahme des 
mitberatenden Haushaltsausschusses zu beraten. 
Aus haushaltsrechtlichen und aus politischen Grün- 
den sah sich die Mehrheit des Finanzausschusses 
veranlaßt, den früheren Ausschußbeschluß zu revi- 
dieren; der Finanzausschuß schlägt nunmehr mit 
Mehrheit vor, die Ergänzungsabgabe unbefristet 
einzuführen. 


2. Abbau von Steuervergünstigungen im Kredit- 
gewerbe 

Die Bundesregierung schlägt vor, mit der Ein- 
schränkung von Steuerbegünstigungen im Kredit- 
gewerbe einen Anfang mit dem Abbau überholter 
steuerlicher Begünstigungen zu machen. Das Kredit- 
gewerbe habe sich nach dem zweiten Weltkrieg zu 
einer der leistungsfähigsten Sparten unserer Volks- 
wirtschaft entwickelt. Diese im Zusammenhang mit 
dem Wiederaufbau und dem ständigen Ausbau 
einer modernen Industriewirtschaft stehende Ent- 
wicklung habe auch diejenigen Teilbereiche des Kre- 
ditgewerbes nicht ausgenommen, die in früheren 
Zeiten vom Gesetzgeber mit bestimmten Steuerpri- 
vilegien ausgestattet worden seien. Hier handele 
es sich vor allem um die großen Gruppen Sparkas- 
sen, Kreditgenossenschaften einschließlich Zentral- 
kassen und gewisse Institute des langfristigen Kre- 
dits. Die zur Zeit für das Kreditgewerbe bestehen- 
den Steuerbegünstigungen reichen von sachlichen 
Steuerbefreiungen bis zu verschiedenen Sonder- 
steuersätzen. Unter dem die Einkommensbe- 
steuerung beherrschenden Prinzip der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit könne bei den genann- 
ten Gruppen ein genereller Anspruch auf privile- 
gierte Besteuerung nicht mehr anerkannt werden. 
Spezifische Eigenheiten der Geschäfte einzelner 
Institute oder Institutsgruppen, wie freiwillige, sat- 
zungsmäßige oder rechtliche Geschäftsbeschränkun- 
gen in sachlicher oder personeller Hinsicht, beson- 
dere Eigentümerverhältnisse (z. B. öffentliche Hand) 
oder auch größere oder geringere Möglichkeiten, 
von bestimmten Einzelregelungen des allgemeinen 
Besteuerungssystems Gebrauch zu machen, gäbe es 
auch in anderen Bereichen der Volkswirtschaft. 
Würde man die genannten Gegebenheiten beim 
Kreditgewerbe als ausreichende Begründung für 
den Weiterbestand der Steuervergünstigungen 
anerkennen, so würde damit etwaigen Forderungen 
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nach entsprechenden Steuerbegünstigungen in ande- 
ren Wirtschaftsbereichen kaum entgegengetreten 
werden können. Es erschien daher gerechtfertigt, für 
diese Gruppen den Körperschaftsteuersatz auf 40 °/o 
festzusetzen, entsprechende Maßnahmen bei der 
Gewerbesteuer zu treffen und die vermögensteuer- 
liche Begünstigung zu beseitigen. 

Demgegenüber befürchtete der Bundesrat, die vor- 
geschlagenen steuerlichen Maßnahmen könnten 
neue Wettbewerbsverzerrungen im Kreditgewerbe 
mit sich bringen, und die durch Steuererhöhungen 
induzierte Zinsauftriebstendenz würde sich kon- 
junkturell und strukturell negativ auswirken. Er 
schlug daher vor, für Sparkassen und Kreditgenos- 
senschaften einen Körperschaftsteuersatz von 30% 
vorzusehen; der Körperschaftsteuersatz für das 
langfristige Kreditgeschäft sollte 35 % betragen. 

Um sich ein möglichst fundiertes Urteil in dieser 
vielschichtigen Frage bilden zu können, veranstal- 
tete der Finanzausschuß eine öffentliche Informa- 
tionssitzung (Anhörung) am 12. Oktober 1967. In 
dieser Sitzung kamen zu Wort: Deutscher Sparkas- 
sen- und Giroverband e. V., Bundesverband des 
privaten Bankgewerbes e. V., Deutscher Raiffeisen- 
verband e. V., Deutscher Genossenschafts verband 
(Schulze-Delitzsch) e. V., Verband öffentlich-recht- 
licher Kreditanstalten e. V., Verband der privaten 
Bausparkassen e. V., Verband privater Hypotheken- 
banken e. V., Arbeitsgemeinschaft privater Schiffs- 
banken, Industriekreditbank AG. Als Sachverstän- 
dige nahmen an dieser Sitzung Vertreter der Deut- 
schen Bundesbank, des Bundesaufsichtsamts für das 
Kreditwesen und der Bundesvereinigung der Kom- 
munalen Spitz enverbände teil. 

Die Auswirkungen der geplanten Steuererhöhung 
auf die Geschäftspolitik der betroffenen Institute, 
die Wettbewerbssituation im Kreditgewerbe, die In- 
vestitionsfinanzierung der Wirtschaft, des Woh- 
nungsbaus und der Kommunen sowie auf die Eigen- 
kapitalbildung der Institute wurden eingehend er- 
örtert. 

Als Grundlage für die Diskussion diente Zahlen- 
material des Bundesministeriums der Finanzen, das 
erst im Monat Oktober aufbereitet worden war, also 
bei Verabschiedung des Gesetzentwurfs durch die 
Bundesregierung noch nicht Vorgelegen hatte. Die 
vorgelegten Vergleichsberechnungen wurden hin- 
sichtlich der Ausgangsgrundlagen von den betroffe- 
nen Verbänden des Kreditgewerbes inzwischen aner- 
kannt. Gegen die vom Bundesministerium der Finan- 
zen aus dem vorgelegten Zahlenmaterial gezogenen 
Schlußfolgerungen wurden jedoch von den betrof- 
fenen Verbänden des Kreditgewerbes Einwendun- 
gen erhoben. Der Finanzausschuß hat mit Interesse 
zur Kenntnis genommen, daß auch noch die aus- 
stehende — lt. Mitteilung der Regierungsvertreter 
in der ersten Hälfte des nächsten Jahres zu erwar- 
tende — Untersuchung über Wettbewerbsverschie- 
bungen im Kreditgewerbe keine von den Vergleichs- 
rechnungen und Analysen des Bundesministeriums 
der Finanzen abweichenden Feststellungen enthal- 
ten werde. 


Aus diesen Unterlagen, zu denen auch ein Steuer- 
lastvergleich der verschiedenen Sparten des Kredit- 
gewerbes gehörte, ergab sich nach Ansicht der Re- 
gierungsvertreter, die auch von einigen Mitgliedern 
des Finanzausschusses geteilt wurde, daß keine 
materiell begründete Veranlassung mehr bestehe, 
Sparkassen, Kreditgenossenschaften und die Insti- 
tute des langfristigen Kredits nicht der Normalbe- 
steuerung zu unterwerfen. Der Vorschlag der Bun- 
desregierung, ihre Gewinne mit 40% Körperschaft- 
steuer zu belegen, stelle also einen nur vorsichtigen 
Abbau der Privilegien dar. 

Demgegenüber haben die Vertreter der betroffe- 
nen Kreditinstitute in der Anhörung vor dem Finanz- 
ausschuß mit Nachdruck darauf hingewiesen, daß 
eine Normalbesteuerung einschneidende Konsequen- 
zen für die künftige Entwicklung des Kapitalmarktes 
und für die Aufrechterhaltung der volkswirtschaft- 
lichen Funktionen der betroffenen Institute haben 
müßte. Nachteilige Folgen für die Kapitalversorgung 
der überwiegend auf Sparkassen und Kreditgenos- 
senschaften angewiesenen kleineren und mittleren 
Unternehmen, für die kommunalen Investitionen 
und für den sozialen Wohnungsbau wären unaus- 
weichlich. Dies gelte auch für einen Körperschaft- 
| Steuersatz von 40 %. Der Vorschlag des Bundesrats 
stelle die oberste Grenze einer eben noch wirtschaft- 
lich vertretbaren Besteuerung dar. 

Die Vertreter der Institute des langfristigen Real- 
kredits wiesen darauf hin, daß eine höhere Steuer- 
belastung allein vom Neugeschäft getragen werden 
I müsse, da sie sich nicht auf die Konditionen des Alt- 
geschäfts auswirken könne. Falls an einem Körper- 
schaftsteuersatz von 40 % festgehalten werde, wäre 
ein stufenweiser Übergang notwendig. Nach Abwä- 
gung aller zu berücksichtigenden Umstände — Wah- 
rung der bewährten Struktur der bisher begünstig- 
ten Institute, Vermeidung volkswirtschaftlich nega- 
tiver Auswirkungen durch Erhöhung der Sollzinsen 
infolge überhöhter Steuerbelastungen, Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit der durch Geschäftsbeschrän- 
kungen belasteten Institute — hat der Finanzaus- 
schuß schließlich mit Mehrheit eine mittlere Position 
eingenommen. Er schlägt vor, die Gewinne der Kre- 
ditgenossenschaften mit 32 %, der Sparkassen mit 
35%, und die der Realkreditinstitute mit 35 % bzw. 
36,5 % zu besteuern. Den besonderen Verhältnissen 
bei den Kreditgenossenschaften soll durch einen 
niedrigeren allgemeinen Steuersatz und nicht durch 
eine Begünstigung der Ausschüttungen, die sich auf 
die Reform des Genossenschaftswesens präjudiziell 
hätte auswirken können, Rechnung getragen wer- 
den. Kreditgenossenschaften, die Kredite ausschließ- 
lich an Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinne des § 4 Ziff. 6 Satz 1 
des Körperschaftsteuergesetzes zur Förderung 
steuerbegünstigter satzungsmäßiger Zwecke gewäh- 
ren, wie z. B. kirchliche Darlehensgenossenschaften, 
sollen den bisherigen begünstigten Körperschafts- 
steuersatz von 19 % weiterhin behalten. 

Bei der Gewerbesteuer soll entsprechend der Er- 
mäßigung bei der Körperschaftsteuer die Steuer- 
meßzahl für den Gewerbeertrag bei Sparkassen und 
Kreditgenossenschaften 3,5 % betragen. In gleicher 
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Weise sollen bei der Vermögensteuer der Sparkas- 
sen nur 70 % des Betriebsvermögens steuerpflichtig 
sein. Bei den Kreditgenossenschaften soll es eben- 
falls in Abweichung von der Regierungsvorlage bei 
der bisherigen Vermögensteuerfreiheit der Ge- 
schäftsguthaben verbleiben. 

Ein im Finanzausschuß aufgrund der Vergleichs- 
rechnungen des Bundesministeriums der Finanzen 
eingebrachter Antrag über einen Stufenplan eine 
Vollbesteuerung der bisher begünstigten Institute 
einzuführen, wurde abgelehnt. Der Finanzausschuß 
betrachtet die von ihm mit Mehrheit eingenommene 
mittlere Position als eine Regelung, die langfristig 
den Notwendigkeiten des Bundeshaushalts, der 
Aufgabenstellung der betroffenen Gruppen des Kre- 
ditgewerbes sowie den gesamtwirtschaftlichen Be- 
langen gerecht wird. 

3. Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Die Bundesregierung war in ihrer Begründung 
zum Zweiten Steueränderungsgesetz davon ausge- 
gangen, daß im Rechnungsjahr 1968 die Ergänzungs- 
abgabe 690 Mio DM und der Abbau von Steuerver- 
günstigungen im Kreditgewerbe dem Bund 125 Mio 
DM Mehreinnahmen erbringen werde; diese Beträge 
sollten sich laufend erhöhen und im Jahr 1971 
990 Mio DM bzw. 200 Mio DM erreichen. 

Auf Grund der zwischenzeitlichen Erkenntnisse 
wurden im Laufe der Beratungen die Ansätze für die 
Mehreinnahmen revidiert — die Vertreter der Bun- 
desregierung erwarteten nun aus dem Abbau der 
Steuervergünstigungen im Kreditgewerbe für 1968 
ein Mehraufkommen von 150 Mio DM, das sich bis 
zum Jahr 1971 auf 240 Mio DM steigern sollte. 

Die Beschlüsse des Finanzausschusses zum Abbau 
der Steuervergünstigungen führen nur zu gering- 
fügigen Minderungen der zunächst erwarteten und 
in die mittelfristige Finanzplanung eingesetzten 
Mehreinnahmen. Die Mindereinnahmen belaufen 
sich beim Bund im Rechnungsjahr 1968 auf 15 Mio 
DM und werden in den folgenden Jahren jeweils 
20 Mio DM betragen. 


Im einzelnen 

Der Finanzausschuß schlägt folgende Änderungen 
der Regierungsvorlage vor: 

Artikel 1 

Zu § 4 

Durch die Einführung einer Ubergangsregelung 
bei der Ergänzungsabgabe sollen Härten vermieden 
werden, die entstehen, wenn die Ergänzungsabgabe 
beim Erreichen der Grenzen von 16020 DM/32040 DM 
sofort in voller Höhe erhoben werden würde. Die 
Regierungsvorlage sieht deshalb in § 4 Abs. 3 des 
Entwurfs eines Ergänzungsabgabegesetzes vor, daß 
die Ergänzungsabgabe nicht höher sein darf als 10 


vom Hundert des 16 000 DM bzw. 32 000 DM über- 
steigenden Betrags. Durch eine solche Ubergangsre- 
gelung würde die Ergänzungsabgabe im Übergangs- 
bereich nicht die Einkommensteuerschuld, sondern 
den (um 16 000 DM/32 000 DM verminderten und nach 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs eines Ergänzungsab- 
gabegesetzes berichtigten) zu versteuernden Einkom- 
mensbetrag als Bemessungsgrundlage haben. Diese 
Bemessungsgrundlage würde weder durch die Tarif- 
vergünstigung des § 21 BHG, noch durch eine an- 
dere Tarifvergünstigung, durch die die Steuer er- 
mäßigt wird (z. B. §§ 34, 34 b EStG), verändert, so 
daß sich alle diese einkommensteuerlichen Tarif- 
vergünstigungen im Ubergangsbereich auf die Höhe 
der Ergänzungsabgabe nicht auswirken würden. 

Der Ausschuß schlägt deshalb eine andere Über- 
gangsregelung vor, bei der durch Einführung eines 
variablen Steuersatzes die Steuerschuld als Bemes- 
sungsgrundlage auch im Übergangsbereich erhalten 
bleibt, so daß sich etwaige Steuervergünstigungen 
auch im Ubergangsbereich auswirken. Dieser Über- 
gangsbereich ist so gestaltet, daß die volle Besteue- 
rung bei etwa 17 000 DM zu versteuerndem Ein- 
kommensbetrag erreicht wird, wenn die Grenze von 
16 020 DM anzuwenden ist, oder bei etwa 34 000 DM, 
wenn die Grenze von 32 040 DM maßgebend ist. 

Zu der Abrundungsvorschrift in § 4 Abs. 4 schlägt 
der Ausschuß vor, die Anwendung der Vorschrift 
auf die Fälle des § 3 Nr. 1 (Ergänzungsabgabe zur 
veranlagten Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer) zu beschränken, da die Abrundung bei den 
Abzugsteuern (§ 3 Nr. 2 und 3) zu Erschwerungen 
führen würde. Zudem bestehen für den Bereich der 
Lohnsteuer und der Kapitalertragsteuer bereits Ab- 
rundungsvorschriften, die nach § 6 Abs. 1 ent- 
sprechend anzuwenden sind. Demgemäß wird in § 4 
Abs. 5 Satz 2 bei der Ergänzungsabgabe zur Lohn- 
steuer auch die in der Regierungsvorlage vorgese- 
hene entsprechende Anwendung des § 4 Abs. 4 ge- 
strichen. 


Zu § 10 

In Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung ist oft vorgesehen, daß Steuern vom Ein- 
kommen, z. B. eine im Wege des Quellenabzugs 
erhobene Kapitalertragsteuer, ermäßigt werden. 
Der Ausschuß schlägt hierzu eine Vorschrift vor, 
nach der sich diese Ermäßigung zunächst auf die 
Ergänzungsabgabe auswirken soll. Hierdurch wird 
vermieden, daß das den Ländern zufließende Steuer- 
aufkommen durch die Einführung der Ergänzungs- 
abgabe in diesen Fällen geschmälert wird. 


Artikel 3 

Zu Nr. 3 Buchstabe a 

Bei den Kreditinstituten des langfristigen Kredit- 
geschäfts soll der Körperschaftsteuersatz künftig 
35 / 36,5 vom Hundert betragen. Dementsprechend 
sind 
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in Nummer 1 die Zahl „41 ,5" durch die Zahl „36,5" ( 
in Nummer 2 die Zahlen „32 — 36 — 40 — 44 — 48 
und 40" durch die Zahlen „28 — 31,5 — 35 — 38,5 — 
42 und 35" und 

in Nummer 3 die Zahl „40" durch die Zahl „35" zu 
ersetzen. 

Insofern befindet sich der Finanzausschuß in Über- 
einstimmung mit dem Bundesrat. 

Zu Nr. 3 Buchstabe b 

Der Finanzausschuß ist der Auffassung, daß die 
bei den Kreditgenossenschaften gegebenen Verhält- 
nisse sich in mehrfacher Hinsicht von den Verhält- 
nissen bei den übrigen durch den Entwurf betroffe- 
nen Institutsgruppen unterscheiden. 

Deshalb regt der Finanzausschuß an, in dem nach 
der Regierungsvorlage bereits vorgesehenen neuen 
§ 19 Abs. 2 a KStG für die Sparkassen einen Körper- 
schaftsteuersatz von 35% und in einem neuen § 19 
Abs. 2 b KStG für die Kreditgenossenschaften und 
Zentralkassen einen Steuersatz von 32 % zu be- 
stimmen. 

Der Finanzausschuß hat weiter einem Antrag zu- 
gestimmt, wonach es für bestimmte Kreditgenossen- 
schaften mit Rücksicht auf die bei ihnen gegebenen 
besonderen Verhältnisse bei der derzeitigen Rege- 
lung bleiben soll. Es handelt sich dabei um genos- 
senschaftliche Zusammenschlüsse von steuerbe- 
freiten Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmaasen, die nach der Satzung, Stiftung 
oder sonstigen Verfassung und nach ihrer tatsäch- 
lichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittel- 
bar kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken dienen. Sinn dieser Einrichtung ist es, die 
Mittel, die sie von den einzelnen Mitgliedern als 
Einlagen entgegennehmen, je nach Bedarf dem einen 
oder anderen Mitglied als Darlehen zur Finanzie- 
rung ihrer kirchlichen, gemeinnützigen oder mild- 
tätigen Aufgaben wieder zur Verfügung zu stellen. 
Der Finanzausschuß ist der Auffassung, daß bei 
dieser Sondergruppe von Kreditgenossenschaften 
der derzeitige Körperschaftsteuersatz fortgelten 
soll. Dies soll jedoch an die Voraussetzung geknüpft 
werden, daß sich die Tätigkeit dieser Kreditgenos- 
senschaften auf das Einlagen- und Kreditgeschäft 
mit Mitgliedern beschränkt und die Kredite aus- 
schließlich zur Förderung der steuerbegünstigten 
satzungsmäßigen Zwecke der Mitglieder gewährt 
werden. Dementsprechend schlägt der Finanzaus- 
schuß einen neuen § 19 Abs. 2 c zur Beschlußfassung 
vor. 

Zu Nr. 3 Buchstaben d und e 

Die hierin vorgeschlagenen Abänderungen der Re- 
gierungsvorlage ergeben sich notwendigerweise als 
Folge der Herabsetzung des Körperschaftsteuer- 

Bonn, den 29. 


| satzes bei den Kreditinstituten des langfristigen Kre- 
| ditgeschäfts. Die besondere Körperschaftsteuer bzw. 

! die Kapitalertragsteuer beträgt in den in § 19 Abs. 5 
| und Abs. 6 genannten Fällen bei einem allgemeinen 
| Steuersatz der ausschüttenden Gesellschaft von 
36,5% 21,5%. 

Artikel 5 

Zu Nr. 2 

Der Finanzausschuß erachtet es als folgerichtig, 
bei einer Herabsetzung des Körperschaftsteuersatzes 
bei den Sparkassen, den Kreditgenossenschaften und 
| Zentralkassen auch die Steuermeßzahl für den Ge- 
j werbeertrag entsprechend zu ermäßigen. Aus Grün- 
den der Praktikabilität soll jedoch bei beiden Insti- 
tutsgruppen die gleiche Steuermeßzahl von 3,5 % 
gelten. 

Artikel 6 
Zu §§ 1 bis 3 

Bei der Vermögensbesteuerung hat sich der 
i Finanzausschuß der Regierungsvorlage, die bei den 
i Sparkassen eine völlige Beseitigung der bisherigen 
! Vergünstigung vorsieht, nicht angeschlossen. Er 
| schlägt demgegenüber vor, eine Vergünstigung noch 
in etwa dem gleichen Ausmaß zu gewähren, wie 
sie für die Körperschaftsteuer vorgeschlagen ist. 
Geht man von einem endgültigen Körperschaft- 
Steuersatz von 35 % im Gegensatz zum Normalsatz 
von 49 % aus, so entspricht es dieser körperschaft- 
steuerlichen Regelung, das Vermögen der Sparkas- 
sen nur mit rd. 70 % seines Wertes der Vermögens 
besteuerung zu unterwerfen. 

Um von vornherein klarzustellen, daß die Ver- 
: günstigung bereits bei der Ermittlung des Einheits- 
I werts des gewerblichen Betriebs zu beachten ist, 

; sieht die vom Finanzausschuß vorgeschlagene Fas- 
J sung vor, daß in Übereinstimmung mit der Regie- 
■ mngsvorlage § 3 Abs. 1 Ziff. 4 VStG gestrichen, da- 
! Iür aber hinter § 109 ein neuer § 109 a in das Be- 
wertungsgesetz eingefügt wird. 

Hinsichtlich der Kreditgenossenschaften spricht 
sich der Finanzausschuß dafür aus, die bisherige 
Rechtslage (Abzug der Geschäftsguthaben der Ge- 
nossen als Schuldverpflichtung) unverändert beizu- 
behalten. Seiner Ansicht nach sollte einer allgemei- 
nen Neuregelung genossenschaftsrechtlicher Vor- 
schriften nicht durch eine Steuerrechtsänderung vor- 
gegriffen werden. Demgemäß sollen die in Artikel 6 
' § 2 der Regierungsvorlage vorgesehene Einfügung 
eines § 103 a in das Bewertungsgesetz sowie die in 
Artikel 6 § 3 der Regierungsvorlage vorgesehene 
Streichung des § 52 a Nr. 1 der Bewertungs-Durch- 
: führungs Verordnung entfallen. 

November 1967 


Dr. Müthling 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/2087 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. die eingegangenen Petitionen für erledigt zu er- 
klären. 


Bonn, den 29. November 1967 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Müthling 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verwirklichung der mehrjährigen Finanzplanung 
des Bundes, I. Teil 

Zweites Steueränderungsgesetz 1967 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Gesetz über eine Ergänzungsabgabe zur 
Einkommensteuer und zur Körperschaftsteuer 
(Ergänzungsabgabegesetz) 

§ 1 

Erhebung einer Ergänzungsabgabe 

Zur Einkommensteuer und zur Körperschaftsteuer 
wird eine Ergänzungsabgabe erhoben. 

§ 2 

Abgabepflicht 

Abgabepflichtig sind 

1. natürliche Personen, die nach § 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes einkommensteuerpflichtig 
sind, 

2. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach § 1 oder § 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes körperschaftsteuer- 
pflichtig sind. 

§ 3 

Bemessungsgrundlage 

Die Ergänzungsabgabe bemißt sich, 

1. soweit eine Veranlagung zur Einkommen- 
steuer oder zur Körperschaftsteuer vorzuneh- 
men ist: 

nach der für den Veranlagungszeitraum 
festgesetzten Einkommensteuer- oder Kör- 
perschaftsteuerschuld; 

2. soweit der Steuerabzug vom Arbeitslohn vor- 
zunehmen ist: 

nach der Lohnsteuer, die für das Kalen- 
derjahr zu entrichten ist; 

3. soweit ein Steuerabzug vom Kapitalertrag vor- 
zunehmen ist: 

nach der einzubehaltenden Kapitalertrag- 
steuer; 


4. soweit ein Steuerabzug von Einkünften bei be- 
schränkt Steuerpflichtigen nach § 50 a des Ein- 
kommensteuergesetzes vorzunehmen ist: 

nach dem einzubehaltenden Steuerabzugs- 
betrag. 

§ 4 

T arif Vorschriften 

(1) Die Ergänzungsabgabe beträgt 3 vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage. 

(2) Die Ergänzungsabgabe zur veranlagten Ein- 
kommensteuer ist im Fall unbeschränkter Ein- 
kommensteuerpflicht nur zu erheben, wenn der zu 
versteuernde Einkommensbetrag 

1. bei Personen, bei denen die Einkommen- 
steuer nach § 32 a Abs. 2 oder 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes zu ermitteln ist, 
32 040 Deutsche Mark, 

2. bei Personen, die nicht unter Nummer 1 
fallen, 16 020 Deutsche Mark 

oder mehr beträgt. Der zu versteuernde Einkom- 
mensbetrag ist um die Einkünfte, die nach einem 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
von der Einkommensteuer zu befreien, aber bei der 
Bemessung des Einkommensteuersatzes zu berück- 
sichtigen sind, zu berichtigen. 

(3) Der bei der Berechnung der Ergänzungsab- 
gabe anzuwendende Hundertsatz darf im Fall des 
Absatzes 2 Nr. 1 nicht höher sein als eineinhalb 
Tausendstel des 32 000 Deutsche Mark, im Fall des 
Absatzes 2 Nr. 2 als drei Tausendstel des 16 000 
Deutsche Mark übersteigenden Teils des unter Be- 
rücksichtigung des Absatzes 2 Satz 2 berichtigten zu 
versteuernden Einkommensbetrags. Dabei ist dieser 
Betrag 

1. im Fall des Absatzes 2 Nr. 1 auf den Ein- 
gangsbetrag der betreffenden Tabellen- 
stufe der Einkommensteuertabelle zu 
§ 32 a Abs. 2 und 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes und 

2. im Fall des Absatzes 2 Nr. 2 auf den Ein- 
gangsbetrag der betreffenden Tabellen- 
stufe der in § 32 a Abs. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes bezeichneten Einkommen- 
steuertabelle 

abzurunden. 


7 



Drucksache V/2320 Deutscher Bundestag - — 5. Wahlperiode 


(4) Pfennigbeträge, die sich bei der Berechnung 
der Ergänzungsabgabe nach den Absätzen 1 bis 3 
ergeben, bleiben in den Fällen des § 3 Nr. 1 unbe- 
rücksichtigt. 

(5) Die Ergänzungsabgabe zur Lohnsteuer ist nur 
zu erheben, wenn der Jahresarbeitslohn Beträge 
erreicht, die unter Berücksichtigung der Vorschrift 
des § 38 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes den 
in Absatz 2 Satz 1 genannten zu versteuernden 
Einkommensbeträgen entsprechen. Absatz 3 gilt 
sinngemäß. 


Abgeltung 

Ist die Einkommensteuer oder die Körperschaft- 
steuer für Einkünfte, die einem Steuerabzug im 
Sinne des § 3 Nr. 2 bis 4 unterliegen, durch den 
Steuerabzug abgegolten oder bleiben solche Ein- 
künfte bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
oder zur Körperschaftsteuer oder beim Lohnsteuer- 
Jahresausgleich außer Betracht, so gilt dies für die 
Ergänzungsabgabe entsprechend. 

§ 6 

Verfahren 

(1) Auf die Veranlagung, Festsetzung und Ent- 
richtung der Ergänzungsabgabe finden die für die 
Einkommensteuer und die Körperschaftsteuer gelten- 
den Vorschriften entsprechende Anwendung. 

(2) Ergibt sich in den Fällen des § 3 Nr. 2 erst im 
Laufe des Kalenderjahres, daß der Jahresarbeitslohn 
den nach § 4 Abs. 5 maßgebenden Betrag erreichen 
wird, so hat der Arbeitgeber die für die abgelaufe- 
nen Lohnzahlungszeiträume des Kalenderjahres zu 
wenig einbehaltene Ergänzungsabgabe spätestens 
im letzten Lohnzahlungszeitraum, der im Kalender- 
jahr endet, nachträglich einzubehalten. 


Vorauszahlungen 

(1) Die Vorauszahlungen auf die Ergänzungsab- | 
gäbe zur Einkommensteuer und zur Körperschaft- j 
Steuer sind gleichzeitig mit den Vorauszahlungen 
auf die Einkommensteuer und die Körperschaft- 
steuer zu entrichten. 

(2) Solange ein Bescheid über die Entrichtung der j 
Vorauszahlungen auf die Ergänzungsabgabe nicht 
erteilt worden ist, sind die Vorauszahlungen ohne 
besondere Aufforderung in Höhe von 3 vom Hundert 
der jeweiligen Vorauszahlungen auf die Einkommen- ! 
Steuer und die Körperschaftsteuer zu entrichten. 
Dies gilt nicht bei unbeschränkt einkommensteuer- 
pflichtigen Personen, wenn die für den laufenden 
Veranlagungszeitraum insgesamt zu entrichtenden 
Vorauszahlungen auf die Einkommensteuer im Fall 


des § 4 Abs. 2 Nr. 1 6996 Deutsche Mark, im Fall 
des § 4 Abs. 2 Nr. 2 3488 Deutsche Mark nicht über- 
steigen. 

§ 8 

Rechtsbehelf; Änderung der Bemessungsgrundlage 

(1) Die Bemessungsgrundlage für die Ergänzungs- 
abgabe kann nicht durch einen Rechtsbehelf gegen 
die Ergänzungsabgabe angegriffen werden. Entspre- 
chendes gilt hinsichtlich der Höhe des zu ver- 
steuernden Einkommensbetrags und des nach § 4 
Abs. 5 maßgebenden Betrags. 

(2) Wird die Bemessungsgrundlage geändert, so 
ändert sich die Ergänzungsabgabe entsprechend. 

§ 9 

Tabellen 

Der Bundesminister der Finanzen hat zur Berech- 
nung der Ergänzungsabgabe zur Lohnsteuer aus 
den Lohnsteuertabellen abgeleitete Tabellen aufzu- 
stellen und bekanntzumachen; dabei sind die glei- 
chen Abrundungen vorzunehmen wie bei der 
Aufstellung der Lohnsteuertabellen. 

§ 10 

Doppelbesteuerungsabkommen 

Werden auf Grund eines Abkommens zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes erhobene Steuern vom Einkommen 
ermäßigt, so ist diese Ermäßigung zuerst auf die 
Ergänzungsabgabe zu beziehen. 

§ 11 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz ist erstmals für das Kalenderjahr 
1968 anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß das Gesetz 
bei laufendem Arbeitslohn erstmals auf den Arbeits- 
lohn anzuwenden ist, der für einen Lohnzahlungs- 
zeitraum gezahlt wird, der nach dem 31. Dezember 
1967 endet, und auf sonstige Bezüge, die nach dem 
31. Dezember 1967 zufließ eil. Beim Steuerabzug 
vom Kapitalertrag gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß 
das Gesetz erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden 
ist, die nach dem 31. Dezember 1967 zufließen. 

§ 12 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
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Artikel 2 

Einkommensteuergesetz 

§ 50 a des Einkommensteuergesetzes in der Fas- 
sung vom 10. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1901), zuletzt geändert durch das Parteiengesetz 
vom 24. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 773), wird 
wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Die Aufsichtsratsteuer beträgt 

30 vom Hundert der Aufsichtsratsvergütun- 
gen." 

2. In Absatz 4 'erhalten die Sätze 2 und 3 die 
folgende Fassung: 

„Der Steuerabzug beträgt 

25 vom Hundert der Einnahmen. 

Soweit die Tätigkeit im Sinne des Buch- 
tstaben a im Inland ausgeübt wird oder worden 
ist, beträgt der Steuerabzug 

15 vom Hundert der Einnahmen." 


Artikel 3 

Körperschaftsteuergesetz 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung vom 
24. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 449), zuletzt ge- 
ändert durch das Parteiengesetz vom 24. Juli 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 773), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 Ziff. 4 wird gestrichen. 

2. In § 9 Abs. 3 Satz 2 werden nach den Worten 
„Abs. 2 Ziff. 1" die Worte „oder 2, § 19 a Abs. 2 
Ziff. 1" eingefügt. 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Die Körperschaftsteuer beträgt bei 
Kreditanstalten des öffentlichen Rechts, mit 
Ausnahme der öffentlichen oder unter Staats- 
aufsicht stehenden Sparkassen (Absatz 2 a), 
für Einkünfte aus dem langfristigen Kommu- 
nalkredit-, Realkredit- und Meliorationskre- 
ditgeschäft, 

bei privaten Bausparkassen für Einkünfte 
aus dem langfristigen Kommunalkredit- und 
Realkreditgeschäft, 

bei reinen Hypothekenbanken, 

bei gemischten Hypothekenbanken für die 
Einkünfte aus den in § 5 des Hypotheken- 
bankgesetzes bezeichneten Geschäften, 

bei Schiffspfandbriefbanken, 

bei der Industriekreditbank Aktiengesell- 
schaft, der Deutschen Industriebank, der Ber- 


liner Industriebank Aktiengesellschaft und 
der Saarländischen Investitionskreditbank 
Aktiengesellschaft für Einkünfte aus dem 
langfristigen Kreditgeschäft 

1. 36,5 vom Hundert des Einkommens, 
wenn die Steuerpflichtige eine Kapital- 
gesellschaft im Sinne des Absatzes 1 
Ziff. 1 ist. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich 
für die berücksichtigungsfähigen Aus- 
schüttungen (Absatz 3) auf 15 vom 
Hundert des Einkommens; 

2. für die ersten angefangenen oder vol- 
len 10 000 Deutsche Mark des Einkom- 
mens 28 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 

vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 31,5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 

vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 35 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 

vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 38,5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 

vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 42 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge des Einkom- 
mens 35 vom Hundert, 

wenn die Steuerpflichtige eine Kapital- 
gesellschaft im Sinne des Absatzes 1 
Ziff. 2 ist. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich 
für die berücksichtigungsfähigen Aus- 
schüttungen (Absatz 3) auf 26,5 vom 
Hundert des Einkommens; 

3. 35 vom Hundert des Einkommens, wenn 
die Steuerpflichtige eine Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögens- 
masse im Sinne des Absatzes 1 Ziff. 3 
ist." 

b) Hinter Absatz 2 werden die folgenden Ab- 
sätze 2 a bis 2 c eingefügt: 

„(2 a) Die Körperschaftsteuer beträgt bei 
öffentlichen oder unter Staatsaufsicht stehen- 
den Sparkassen 35 vom Hundert des Einkom- 
mens. 

(2b) Die Körperschaftsteuer beträgt 32 vom 
Hundert des Einkommens 

1. bei Kreditgenossenschaften, die Kre- 
dite ausschließlich an ihre Mitglie- 
der gewähren, 

2. bei Zentralkassen, die Kredite aus- 
schließlich an ihre Mitglieder ge- 
währen und sich auf ihre eigent- 
lichen genossenschaftlichen Aufga- 
ben beschränken. Das gilt auch für 
Zentralen, die in Form einer Kapi- 
talgesellschaft betrieben werden. 
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(2c) Die Körperschaftsteuer beträgt bei Kre- 
ditgenossenschaften, deren Tätigkeit sich auf 
das Einlagen- und Kreditgesdiäft mit Mitglie- 
dern beschränkt, 19 vom Hundert des Einkom- 
mens, wenn die Kredite ausschließlich an Kör- 
perschaften, Personenvereinigungen und Ver- 
mögensmassen im Sinne des § 4 Ziff. 6 Satz 1 
zur Förderung ihrer steuerbegünstigten sat- 
zungsmäßigen Zwecke gewährt werden.“ 

c. In Absatz 3 erhält Satz 2 die folgende Fas- 
sung: 

„Die berücksichtigungsfähigen Ausschüttun- 
gen sind 

1. bei Kapitalgesellschaften im Sinne des Ab- 
satzes 1 Ziff. 2, deren Einkommen weniger 
als 50 000 Deutsche Mark beträgt, im Ver- 
hältnis der Aufteilung des Einkommens 
(Absatz 1 Ziff. 2) aufzuteilen und bei dem 
entsprechenden Teil des Einkommens zu 
berücksichtigen; 

2. bei privaten Bausparkassen, gemischten 
Hypothekenbanken, der Industriekredit- 
bank Aktiengesellschaft, der Deutschen 
Industriebank, der Berliner Industriebank 
Aktiengesellschaft und der Saarländischen 
Investitionskreditbank Aktiengesellschaft 
(Absatz 2) im Verhältnis des tarifbegün- 
stigten Teils des Einkommens zu dem nicht 
tarifbegünstigten Teil des Einkommens 
aufzuteilen und bei den entsprechenden 
Teilen des Einkommens zu berücksichti- 
gen; bei Kapitalgesellschaften im Sinne 
des Absatzes 1 Ziff. 2, deren Einkommen 
weniger als 50 000 Deutsche Mark beträgt, 
gilt Ziffer 1 entsprechend.“ 

d) In Absatz 5 Ziff. 2 wird die Zahl „12,5" durch 
die Zahl „21,5" ersetzt. 

e) In Absatz 6 Ziff. 2 wird die Zahl „12,5" durch 
die Zahl „21,5" ersetzt. 

4. In § 19 a wird der bisherige Absatz 2 durch die 
folgenden Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

„(2) Die Körperschaftsteuer für ausländische 
Einkünfte unbeschränkt Steuerpflichtiger aus 
dem Betrieb von Handelsschiffen im internatio- 
nalen Verkehr beträgt 

1. 27,5 vom Hundert des Einkommens, 
wenn die Steuerpflichtige eine Kapital- 
gesellschaft im Sinne des § 19 Abs. 1 
Ziff. 1 ist. 

Die Körperschaftsteuer ermäßigt sich 
für die berücksichtigungsfähigen Aus- 
schüttungen (§ 19 Abs. 3) auf 15 vom 
Hundert des Einkommens; 

2. für die ersten angefangenen oder vol- 
len 10 000 Deutsche Mark des Einkom- 
mens 21,5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 
vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 24 vom Hundert, 


für die weiteren angefangenen oder 

vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 26,5 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 

vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 29 vom Hundert, 

für die weiteren angefangenen oder 

vollen 10 000 Deutsche Mark des Ein- 
kommens 31,5 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge des Ein- 

kommens 26,5 vom Hundert, 

wenn die Steuerpflichtige eine Kapital- 
gesellschaft im Sinne des § 19 Abs. 1 
Ziff. 2 ist; 

3. 26,5 vom Hundert des Einkommens, 
wenn die Steuerpflichtige eine Körper- 
schaft, Personenvereinigung oder Ver- 
mögensmasse im Sinne des § 19 Abs. 1 
Ziff. 3 ist. 

Bei der Bemessung der Körperschaftsteuer nach 
Satz 1 gelten 50 vom Hundert der Einkünfte aus 
dem Betrieb von Handelsschiffen im internatio- 
nalen Verkehr als ausländische Einkünfte im 
Sinne des Satzes 1 ; § 34 c Abs. 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes findet keine Anwendung. 

(3) Die berücksichtigungsfähigen Ausschüttun- 
gen sind, 

1. wenn die Steuerpflichtige eine Kapital- 
gesellschaft im Sinne des § 19 Abs. 1 
Ziff. 1 ist, im Verhältnis des tarifbe- 
günstigten Teils des Einkommens zu 
dem nicht tarifbegünstigten Teil des 
Einkommens aufzuteilen und bei den 
entsprechenden Teilen des Einkom- 
mens zu berücksichtigen; 

2. wenn die Steuerpflichtige eine Kapi- 
talgesellschaft im Sinne des § 19 Abs. 1 
Ziff. 2 ist, nur mit dem Teil anzusetzen, 
der dem Verhältnis des nicht tarif- 
begünstigten Teils des Einkommens 
zum gesamten Einkommen entspricht. 
§ 19 Abs. 3 Satz 2 Ziff. 1 gilt entspre- 
chend. 

(4) An Stelle der Anwendung der Absätze 2 
und 3 kann die Steuerpflichtige die Anwendung 
des Absatzes 1 verlangen." 


5. § 23 Ziff. 1 erhält die folgende Fassung: 

„1. für land- und forstwirtschaftliche Nutzungs- 
und Verwertungsgenossenschaften, deren 
Geschäftsbetrieb sich auf den Kreis der Mit- 
glieder beschränkt, eine Befreiung von der 
Körperschaftsteuer anzuordnen und die 
Steuerbefreiung von der Erfüllung bestimm- 
ter Voraussetzungen, z. B. davon abhängig 
zu machen, daß die Nutzung, Bearbeitung 
oder Verwertung im Bereich der Land- und 
Forstwirtschaft liegt, und". 
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6. § 24 erhält die folgende Fassung: 

„§ 24 

Schlußvorschrift 

Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 1968 an- 
zuwenden." 


Artikel 4 

Körperschaftsteuer-Durchführungsverordnung 

§ 1 

In der Körperschaftsteuer-Durchführungsverord- 
nung in der Fassung vom 3. Mai 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 365) werden die §§33 und 34 aufge- 
hoben. 

§ 2 

§ 1 ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1968 anzuwenden. 


Artikel 5 

Gewerbesteuergesetz 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung vom 
25. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 458), geändert 
durch das Gesetz zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 
(Bundesgesetzbl. I S. 582), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Ziff. 4 wird gestrichen. 

2. § 11 Abs. 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Die Steuermeßzahl ermäßigt sich auf 3,5 
vom Hundert 

1. bei öffentlichen oder unter Staatsauf- 
sicht stehenden Sparkassen, 

2. bei Kreditgenossenschaften und Zen- 
tralkassen, bei denen § 19 Abs. 2 b 
des Körperschaftsteuergesetzes ange- 
wendet wird." 

3. In § 17 werden in Absatz 1 die Sätze 2 und 3 
sowie die Absätze 2 und 3 gestrichen. 

4. § 24 Abs. 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Bei Staatsbanken bleiben die Vergütungen 
in dem Verhältnis außer Ansatz, in dem der 
steuerfreie Gewinn zu dem Gesamtgewinn der 
Staatsbank steht." 

5. § 25 Abs. 5 wird gestrichen. 

6. In § 35 c Ziff. 2 Buchstabe f werden die Worte 
„die für die Zweigstellensteuer (§ 17) und die 
Zerlegung (§ 29) unterschiedlich sein kann," ge- 
strichen. 


7. § 36 erhält die folgende Fassung: 

„§ 36 

Zeitlicher Geltungsbereich 

Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist 
erstmals anzuwenden 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Gewerbe- 
ertrag und dem Gewerbekapital für den 
Erhebungszeitraum 1968, 

2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohnsum- 
men, die nach dem 31. Dezember 1967 ge- 
zahlt werden." 


Artikel 6 

V ermögensteuergesetz ; Bewertungsgesetz 

§ 1 

In § 3 Abs. 1 des Vermögensteuergesetzes in der 
Fassung vom 10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl, I 
S. 137), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än- 
derung des Bewertungsgesetzes und des Vermö- 
gensteuergesetzes vom 24. März 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 153), wird die Ziffer 4 gestrichen. 

§ 2 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung vom 10. De- 
zember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1861) wird wie 
folgt geändert: 

Der folgende § 109 a wird eingefügt: 

„§ 109 a 
Sparkassen 

Bei öffentlichen oder unter Staatsaufsicht stehen- 
den Sparkassen gelten 70 vom Hundert des Gesamt- 
werts des gewerblichen Betriebs (§ 109 Abs. 4) als 
Wert des Betriebsvermögens." 

§ 3 

§ 51 der Durchführungsverordnung zum Bewer- 
tungsgesetz vom 2. Februar 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 81), zuletzt geändert durch die Finanzgerichts- 
ordnung vom 6. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1477), wird aufgehoben. 

§ 4 

Die vorstehenden §§ 1 bis 3 sind erstmals bei der 
Hauptveranlagung der Vermögensteuer und bei der 
Hauptfeststellung der Einheitswerte der gewerb- 
lichen Betriebe auf den Stichtag 1. Januar 1969 an- 
zuwenden. 


Artikel 7 

Spar-Prämiengesetz 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung vom 
6. Februar 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 92), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1966 


11 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2320 


vom 23. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 702) f 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 5 erhält Satz 4 die folgende Fassung: 

„Dabei ist ein Rechnungszinsfuß von 4 vom Hun- 
dert jährlich zugrunde zu legen." 

2. In § 8 wird der folgende Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Vorschrift des § 3 Abs. 5 Satz 4 ist 
erstmals für das Kalenderjahr 1968 anzuwenden. 
Für die Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1967 ist 
bei der Verzinsung der Prämie ein Rechnungs- 
zinsfuß von 5 vom Hundert jährlich und für die 
Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1967 ein sol- 
cher von 4 V 2 vom Hundert jährlich zugrunde zu 
legen." 


Artikel 8 

Mineralölsteuer 

Das Steueränderungsgesetz 1967 vom 29. März 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 385) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. In Artikel 4 Abs. 1 wird die Nummer 1 ge- 
strichen. 

2. Artikel 7 erhält die folgende Fassung: 

„Artikel 7 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1967 in Kraft." 


Artikel 9 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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